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                    Novelle zur Satzung des Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Tirol 

 
 Verlautbarung nach § 195a ÄrzteG 1998  

 
Novelle der Satzung des Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Tirol laut 

Beschluss der Erweiterten Vollversammlung vom 1.12.2010:  
 

Die Satzung wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 19 lautet: 

 
„§ 19 Fondsbeitrag  

(1) Die Erweiterte Vollversammlung setzt unter Bedachtnahme auf die finanzielle 
Sicherstellung der Leistungen aus dem Wohlfahrtsfonds, unter Berücksichtigung 
seiner Erfordernisse, seines dauernden Bestandes und seiner Leistungsfähigkeit die 
Beiträge (Umlagen) zum Wohlfahrtsfonds sowie dessen Leistungskatalog in einer 
Beitragsordnung fest.  

(2) Bei der Festsetzung der Beiträge (Umlagen) im Sinne des Abs. 1 ist auf die 
Leistungsansprüche, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit anhand der Einnahmen 
(Umsätze) sowie die Art der Berufsausübung der beitragspflichtigen 
Kammerangehörigen Bedacht zu nehmen. 

 Die Höhe der Beiträge kann betragsmäßig oder in Relation zu einer 
Bemessungsgrundlage festgesetzt werden. Bei Beteiligung eines Arztes oder 
Zahnarztes an einer Gruppenpraxis kann bei der Bemessungsgrundlage ein dem 
Geschäftsanteil an der Gruppenpraxis entsprechender Anteil am Umsatz 
(Umsatzanteil) – unabhängig von dessen Ausschüttung – berücksichtigt werden.  
[§ 109 Abs. 2 ÄrzteG]  

(3) Die Höhe der Beiträge zum Wohlfahrtsfonds darf 18 % der jährlichen Einnahmen aus 
ärztlicher und/oder zahnärztlicher Tätigkeit einschließlich der Umsatzanteile an 
Gruppenpraxen  nicht übersteigen.  
[§ 109 Abs. 3 ÄrzteG]  

 (4) Die jährlichen Einnahmen aus ärztlicher Tätigkeit umfassen die Summe aus den 
noch nicht um Betriebsausausgaben, Sonderausgaben und Werbungskosten 
gekürzten 
a) Bruttoeinnahmen (Umsatz) aus selbständiger ärztlicher Tätigkeit - und 
b) einem dem Geschäftsanteil an einer Gruppenpraxis entsprechenden Anteil am 

Umsatz (Umsatzanteil) unabhängig von dessen Ausschüttung - und  
c) dem monatlichen Bruttogrundgehalt aus unselbständiger ärztlicher Tätigkeit samt 

sonstigen Zulagen, Zuschlägen und ärztlichen Honoraren bzw. 
Sonderklassegebühren aber ohne Zulagen und Zuschläge nach § 68 EStG 1988 
und sonstige Bezüge nach § 67 EStG 1988.  

Bei Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Wohlfahrtsfondsbeiträge 
(Einnahmen aus ärztlicher Tätigkeit) sind die Beiträge selbst nicht auszuscheiden.  
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(5) Die Beiträge sind durch gesetzliche Sozialversicherungsträger und 
Krankenfürsorgeeinrichtungen für deren Vertrags(zahn)ärzte, durch den Dienstgeber 
oder vom (Zahn-)Arzt selbst an die Ärztekammer für Tirol zugunsten des 
Wohlfahrtsfonds als zweckgebundenes Sondervermögen abzuführen. Nähere 
Regelungen  zu den Beiträgen und Leistungen enthält  die Beitragsordnung.“ 
 
2.  § 21 Abs. 1 und 2 lauten: 
 

„(1) Die Altersversorgung wird mit Vollendung des 65. Lebensjahres gewährt, wobei 
Voraussetzung hierfür ist die Einstellung der ärztlichen bzw. zahnärztlichen Tätigkeit  
a) auf Grund von Verträgen mit in- und ausländischen Kassen (wie z.B. GKK, SVA, 
VA, KFA, Vorsorgeuntersuchungsvertrag);  
b) auf Grund einer Beteiligung als Arzt oder Zahnarzt an einer Gruppenpraxis mit 
Verträgen mit in- und ausländischen Kassen (wie z.B. GKK, SVA, VA, KFA, 
Vorsorgeuntersuchungsvertrag); 
c) aufgrund von privat- und öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen (wie zum 
Beispiel als Amtsarzt) im In- und Ausland. Die Beendigung der Tätigkeit als 
Sprengelarzt ist jedoch mangels Aktivbezugs nicht Voraussetzung.  
Eine frühere Inanspruchnahme der Altersversorgung ist frühestens ab Vollendung 
des 60. Lebensjahres bei einer entsprechenden Minderung der Leistung möglich.  
[§ 99 ÄrzteG]  

(2) Bei Ausübung einer der in Abs. 1 genannten ärztlichen Tätigkeiten ruht der Anspruch 
auf Altersversorgung für den gesamten Kalendermonat, wenn zumindest an einem 
Tag des Kalendermonats eine Ausübung der ärztlichen Tätigkeit erfolgt. Ebenso ruht 
der Anspruch auf (vorzeitige) Altersversorgung für den gesamten Kalendermonat, 
wenn zumindest an einem Tag des Kalendermonats noch der Bezug einer 
Urlaubsentschädigung, Urlaubsabfindung oder Kündigungsentschädigung erfolgt.“  
 
 
3.  In § 29 Abs. 5 wird der Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt und anstelle des 
bisher dem Strichpunkt folgenden zweiten Halbsatzes folgender Satz 2 angefügt:  
 
„Leistungsberechtigt sind eheliche, uneheliche, legitimierte und Adoptivkinder auch 
dann, wenn sie sich nach Scheidung (Trennung) der Ehe bzw. Trennung der Eltern 
außerhalb der Hausgemeinschaft des Empfängers einer Alters- oder 
Invaliditätsversorgung aufhalten, wenn vom Empfänger ihnen gegenüber eine 
Unterhaltspflicht besteht.“ 
 
 
4. § 51 Abs. 7 wird folgender Abs. 8 angefügt: 
 
„(8) Die von der Erweiterten Vollversammlung der Ärztekammer für Tirol am 
01.12.2010 beschlossene Satzungsänderung tritt mit 01.01.2011 für sämtliche 
Beitrags- und Leistungsverfahren in Kraft.“ 


